
Sozialgericht Ulm 

Az.: S 14 R 2803/18 

Verkündet 

Beglaubigte Abschrift 

am 28.04.2021 

gez.: 

DGB RECH,TSSCHUTh GMBH 
BURO ULM

{. 
 
Urkundsbeamtin 

Im Namen des Volkes 

2 8. Mai 2021 

Sachbearbeiter: MS / BK / TR 

Urteil Mandant z. Ktn. Mandant Stn. Abschl. / z. Akte l 

 

in dem Rechtsstreit 

- Klägerin -

F�J�T / TERMIN ERL. VW

Proz.-Bev.: , Rechtssekr. Hartmann, Krämer, Roller, u.a. DGB Rechtsschutz GmbH, Büro 
Ulm, 
Weinhof 23, 89073 Ulm 

 

Beigeladen: 

 

gegen 

- Beklagte -

_J 



Die 14. Kammer des Sozialgerichts Ulm 
hat auf Grund der mündlichen Verhandlung vom 28.04.2021 in 
Ulm durch die Richterin ... als Vorsitzende 
sowie die ehrenamtliche Richterin ... und 
den ehrenamtlichen Richter ...

für Recht erkannt: 
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Der Bescheid vom 03.05.2018 in Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 

06.09.2018 wird aufgehoben und die Beklagte verurteilt, der Klägerin die 

Kosten für die Hörgeräte ... in Höhe von 4.340,90 Euro zu erstatten. 

Die Beklagte erstattet die außergerichtlichen Kosten der Klägerin. 
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Tatbestand 

Die Klägerin begehrt die Erstattung von Kosten für die beidseitige Hörgeräteversorgung mit 

dem Gerät ... in Höhe von 4.340,90 Euro. 

Die 1964 geborene Klägerin leidet an einer Hörminderung und ist als Erzieherin in einer 

integrativen Kindertageseimichtung versicherungspflichtig beschäftigt. Nach ihren Angaben 

werden dort 80 Kinder im Alter von 3-6 Jahren in einem offenen Konzept betreut. Sie unterstütze 

die Kinder durch Interaktion, Dialog und Kommunikation im Tagesgeschehen beim Eiwerb der 

deutschen Sprache bzw. deren Festigung (Wortschatzerweiterung, Grammatik). Sie arbeite 

regelmäßig alleine mit einzelnen Kindern, mit größeren und kleineren Gruppen und habe dabei die 

volle Verantwortung und Aufsicht über die Kinder. 

Am 25.10.2017 beantragte sie bei der Beigeladenen durch Vorlage eines Kostenvoranschlags die 

Folgeversorgung mit Hörgeräten. Laut Anpassungsbericht des Hörgeräteakustikers lag das 

Sprachverstehen im Freifeld Nutzschall /Störschall bei den begehrten Geräten bei 70% bzw. 32,5 

% und bei den aufzahlungsfreien Geräten Pro 1.3 HdO 13 bei 65% bzw. 27,5 %. 

Mit Schreiben vom 08.11.2017 (Eingang 13.11.2017) leitete die Beigeladene den Antrag mit der 

Begründung an die Beklagte weiter, dass ihre Prüfung ergeben habe, dass die Beklagte für die 

beantragte Leistung zuständig sei. Die beantragten Hörgeräte verfügten über Zusatzausstattungen, 

die aus beruflichen Gründen benötigt werden. Die getestete aufzahlungsfreie Hörgeräteversorgung 

sei nach den beiliegenden Messungen für die täglich vorkommenden Hörsituationen 

gleichermaßen geeignet wie das Hörgerät mit Mehrkosten. 

Mit Bescheid vom 03.05.2018 lehnte die Beklagte den Antrag ab, da die Voraussetzungen für 

Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben nicht erfüllt seien. Die Höranforderungen in der 

Berufsausübung als Erzieherin beinhalteten keine spezifisch berufsbedingte Notwendigkeit der 

Hörgeräteversorgung. Persönliche oder telefonische Kommunikation im Zweier- oder 

Gruppengespräch - auch bei ungünstigen akustischen Bedingungen bzw. störenden 

Umgebungsgeräuschen am Arbeitsplatz - stelle eine Anforderung an das Hörvermögen dar, die 

bei nahezu jeder Berufsausübung bestehe und daher keine spezifisch berufsbedingte Bedarfslage 

begründen könne. Die beantragten Hörhilfen sollten dem unmittelbaren Behinderungsausgleich 
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Beaufsichtigung und Betreuung von Kindern stelle besondere Anforderungen an das 

Hörvermögen, die nur mit dem streitgegenständlichen Gerät bestmöglich erfüllt werden könnten. 

Die Klägerin beantragt, 

den Bescheid der Beklagten vom 03.05.2018 in Gestalt des Widerspruchsbescheides 

vom 06.09.2018 aufzuheben und die Beklagte zu verurteilen, die Kosten für die 

Hörgeräte ... in Höhe von 4.340,90 € zu erstatten. 

Hilfsweise, den Bescheid vom 03.05.2018 in Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 

06.09.2018 aufzuheben und die Beigeladene zu verurteilen, die Kosten für die 

Hörgeräte ... in Höhe von 4.340,90 € zu erstatten. 

Die Beklagte beantragt, 

die Klage abzuweisen. 

Das etwaige Erfordernis von höherwertigen Hörhilfen gehe vorliegend nicht aus der Besonderheit 

der beruflichen Anforderungen im Tätigkeitsbild einer Erzieherin, sondern aus der Behindenmg 

selbst hervor. Die von der Klägerin beschriebenen Situationen bei der unmittelbaren 

Gesprächsführung unter verschiedenen Kommunikationsbedingungen (sowie bei Telefonaten) 

auch unter ungünstigen Bedingungen (z.B. Störlärm, unklare Aussprache) finde sich bei jeder 

beruflichen Tätigkeit und auch in allgemeinen Lebensbereichen wieder. Die adäquate Versorgung 

sei durch die Beigeladene zu erbringen. 

Das Gericht hat mit Beschluss vom 30.04.2019 die DAK-Gesundheit als Krankenkasse der 

Klägerin beigeladen. 

Die Beigeladene beantragt, 

den hilfsweise gestellten Klageantrag abzuweisen. 
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Die Beigeladene hat diesen Antrag innerhalb der Zwei-Wochen-Frist des§ 14 Abs. 1 Satz 1 SGB 

IX an die Beklagte weitergeleitet. Eine Prüfung hinsichtlich der eigenen Zuständigkeit ergab, dass 

die Klägerin durch das eigenanteilsfreie Gerät... ( bei einem Sprachverstehen im Freifeld von 

65% und im Störschall von 27 ,5% getestet), bestmöglich versorgt werden könnte. Die 

Zuständigkeit der Beklagten als für die Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben 

einstandspflichtigen Versicherungsträger kam hier in Betracht, weil die Klägerin die 

Notwendigkeit der begehrten Hörgeräteversorgung aus beruflichen Gründen mit einer 

Arbeitsplatzbeschreibung begründet hat. 

Die gesetzliche Rentenversicherung erbringt als Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben u.a. 

Leistungen zur medizinischen Rehabilitation (§ 15 Abs. 1 SGB Sechstes Buch Sozialgesetzbuch 

( SGB VI)), wenn die persönlichen (§ 10 SGB VI) und die versicherungsrechtlichen (§ 11 SGB 

VI) Voraussetzungen erfüllt und die Leistungen nicht nach § 12 SGB VI ausgeschlossen sind. 

Nach § 9 Abs. 1 SGB VI werden diese Leistungen erbracht um 1. den Auswirkungen einer 

Krankheit oder einer körperlichen, geistigen oder seelischen Behinderung auf die 

Erwerbsfähigkeit des Versicherten vorzubeugen und 2. dadurch Beeinträchtigungen der 

Erwerbsfähigkeit der Versicherten oder ihr vorzeitiges Ausscheiden aus dem Erwerbsleben zu 

verhindern oder sie möglichst dauerhaft in das Erwerbsleben einzugliedern. 

Nach § 49 Abs. 8 Nr. 4b) SGB IX sind die dort aufgeführten Leistungen d.h. die Übernahme von 

Kosten für Hilfsmittel, die wegen Art oder Schwere der Behinderung zur Berufsausübung, zur 

Teilnahme an einer Leistung zur Teilhabe am Arbeitsleben oder zur Erhöhung der Sicherheit auf 

dem Weg vorn und zum Arbeitsplatz und am Arbeitsplatz selbst erforderlich sind, ausgeschlossen, 

„wenn solche Leistungen als medizinische Leistungen erbracht werden können". In diesem 

Rahmen scheidet deshalb eine Qualifizierung von Hörgeräten als Leistungen zur Teilhabe am 

Arbeitsleben im Sinne von§§ 9, 10, 11, 16 SGB VI von vornherein aus, weil die Versorgung mit 

Hörgeräten eine Form der Leistungen zur medizinischen Rehabilitation darstellen ( vgl. BSG, 

Urteil vorn 30.10.2014 - B 5 R 8/14 R- BSGE 117, 192-212. SozR 4-1500 § 163 Nr. 7, Rn. 48, 

juris). 

Gern. § 9 Abs. 1 SGB VI kann die Rentenversicherung u.a. Leistungen zur medizinischen 

Rehabilitation nach § 15 SGB VI erbringen, für die in Abs. 1 Satz 1 auf die 

rehabilitationsrechtlichen Bestimmungen der §§ 42 bis 47 SGB IX verwiesen wird. Nach § 42 








